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Armutsbekämpfung
ä la Ramos —
die Social Reform Agenda

von Niklas Reese

1992 verkündete Ramos seinen ambitionierten Plan Philippines 2000, mit 

dem die Philippinen die Schwelle zum Industrieland überspringen sollen. 

Bis zum Ausbruch der Wirtschaftskrise in Asien wies die philippinische 
Ökonomie seitdem ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum auf, das mit ei­

ner Deregulierung des Kapitalmarktes und des Energiesektors und einer 

kapitalfreundlichen Steuergestaltung einherging. Die unkritische Weltmark­

torientierung der philippinischen Wirtschaftspolitik führte zu einer sozialen 

Marginalisierung und somit zu anhaltender Armut breiter Bevölkerungs­

schichten.

S
o hob die Ramos-Regierung 

1994 die Social Reform Agen­

da (SRA) aus der Taufe, um — 

so der Anspruch der Regierung — 

einen Ausgleich zwischen globaler 

Konkurrenzfähigkeit und Stärkung der 
Menschen (peop/e empowerment) 

herbeizuführen, die Lebenssituation 

der marginalisierten Schichten zu 

verbessern und so sie in den politi­

schen und ökonomischen 

>mainstream< zu integrieren. Am Ende 

der Amtszeit der Ramos-Regierung 

sollte eine größere Teilhabe des öko­
nomischen Kuchens erreicht worden 
sein. Ihr Slogan: »Winning the future!«

Soziale Prioritäten 
kommen nicht von 
ungefähr

Zwei Faktoren sind die maß­

geblichen Gründe, um sozialen The­

men eine höhere Priorität einzuräu­

men. Zum einen hat der nun schon 

drei Jahrzehnte andauernde Befrei­

ungskampf entscheidend dazu bei­

getragen, die politische Aufmerksam­

keit auf die Notwendigkeit sozialer 

und ökonomischer Reformen für eine 

dauerhafte Versöhnung und Befrie­
dung der philippinischen Gesell­

schaft, für soziale und politische 

Stabilität im Lande zu lenken. Diese 
Themen sind ein Kernpunkt der ge­

genwärtigen Friedensverhandlungen 

mit der NDF.

Zum anderen wurde die SRA 

als Beitrag zum Weltsozialgipfel 1995 

in Kopenhagen konzipiert. Der 

Weltsozialgipfel griff wie all die ande­

ren Weltgipfel der letzten Jahre die 
Einsicht auf, daß es einer Überle­

benspolitik für die »Eine Welt< bedürfe, 

um die gemeinsamen Lebensgrund­

lagen zu sichern und daß darum glo­

bale Nachhaltigkeits- und Sicher­

heitspolitik der Armutsbekämpfung 

höchste Priorität einräumen müsse. 

Ihre Ergebnisse basieren auf dem 

Konzept »menschlicher Entwicklung« 

[human development), das die Aus­
richtung der Entwicklungspolitik von 

einer ökonomischen Engführung be­

freit und um kulturelle, politische und 

soziale Aspekte erweitert.
Im Mittelpunkt der Kopenha- 

gener Beschlüsse stand der 20/20- 

Vorschlag: 20 Prozent der Entwick­

lungshilfe und der nationalen Bud­

gets sollten von nun an mindestens in 

soziale Grunddienste fließen. Die 

»Agenda für soziale Entwicklung«, die 

1994 von mehr als zwanzig Regie­

rungen des asiatisch-pazifischen 

Raums verabschiedet wurde und in 

die die SRA ebenso einzuordnen ist, 

hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum 

Jahre 2010 die absolute Armut in 
Südostasien zu beseitigen, die Kin­

dersterblichkeit signifikant zu senken, 

umfassenden Zugang zur Grundbil­

dung und weiterführender Bildung zu 
gewährleisten und Arbeit von Frauen 
nicht länger schlechter zu entlohnen.

Mindestens ein Drittel der Staatsaus­
gaben sollten sozialen Aufgaben zu­

fließen. Konkrete und für die nationa­

len Regierungen verbindliche Pro­

gramme sind dieser Agenda aller­

dings nicht erwachsen.

Die social reform agenda

Mit Hilfe der zahlreichen 
Programme (flagships) der SRA sol­

len die Lebenschancen der Bauern, 

Fischer, der städtischen Armen und 

indigenen Völker, aber auch der Ar­

beiter, Frauen, im Grunde die Leben­

schancen sämtlicher benachteiligter 

gesellschaftlichen Gruppen verbes­
sert werden. Im Zentrum steht dabei 

ein Grundbedürfnisansatz [minimum 

basic approach), der Existenzsiche­
rung (Gesundheit, Ernährung, Be­

hausung) und Ermächtigung (Bil­
dung, politische Partizipation, Zugang 

und Ausstattung mit ökonomischen 
Ressourcen) vorrangige Beachtung 

einräumt. Die ländlichen Regionen, 

konkret: die 19 ärmsten Provinzen, 
sollen vorrangig entwickelt werden, 

ihre Infrastruktur ausgebaut, die Pro­

duktivität des Agrarsektors erhöht, 

der Marktzugang für Kleinproduzen­

ten erleichtert werden u.v.m. (ausführ­

lich siehe: IBON Facts & Figures, 19/96)
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Ergänzt wird die SRA neuerdings 

durch ein Wertewiederbelebungs­

programm {Moral Recovery Program), 

das traditionelle Wertorientierungen 

wieder zum Leben erwecken, den 

Gemeinschaftszusammenhalt und 
das Familiengefüge stärken soll.

Führte und führt die SRA tat­

sächlich zu einer nachhaltigen Ver­

besserung der Lebenssituation der 

Armen oder stellt sie bloß leere Rhe­

torik dar, »die in der Lage ist, die Her­
zen und Köpfe des Volkes zu gewin­

nen, dem das Vertrauen in das Pro­

gramm »Philippines 2000< abhanden 

kommt [so IBON 19/96, S. 4]?

[
Die SRA — 
schwach auf der Brust

Der SRA fehlte von Anfang 

an eine klare Strategie; sie präsentier­

te sich als eine Ansammlung ver­

schiedener Programme mit wohlklin­
genden Absichten, die sich jedoch 

als Schlagwörter mit sehr allgemei­

nen, nahezu schwammigen Zielvor­

gaben erwiesen, die alles und jedes 

bedeuten können. Zum anderen 
standen den SRA-Programmen nur in 

begrenztem Maße finanzielle Mittel 
zur Verfügung. So waren 1996 74 Mil­

liarden Pesos vorgesehen, die aus 

Haushaltsmitteln, Entwicklungshilfe, 
Gewinnen öffentlicher Unternehmen, 

erhöhten Steuereinnahmen, Kredit­

programmen und »debt- for-social 

reform« — Programmen stammen 

sollten.

I
Was hat sich 
wirklich getan?

Eine Blick auf die tatsächli­

chen Veränderungen in den letzen 

Jahren kommt zu dem ernüchternden 

Ergebnis, daß die SRA kaum umge­

setzt und zudem durch eine gegen­
läufige staatliche Politik konterkariert 

wurde.
Agrarsektor: So konnte im 

Agrarsektor die anvisierte verbesserte 

Umsetzung der ohnehin stark ver­
wässerten Landreform (CARP) auf­

grund nur begrenzter finanzieller 

Ausstattung kaum erreicht werden. In 

den Schlüsselproduktionszonen (Key 

Production Areas) wird in erster Linie 

der Anbau weltmarkttauglicher, devi­

senbringender Produkte zu Lasten 

der Grundnahrungsmittel Reis und

Mais gefördert und die bäuerliche Ar­
beitsbevölkerung somit vom fruchtba­

ren Land verdrängt. Die zunehmende 
Privatisierung der Nahrungsmittelpro­
duktion trägt ein Übriges zu einer 

Verschlechterung der Ernährungssi­

tuation bei und erhöht das Heer der 

landlosen, arbeitslosen, existenzsi­
cherungslosen Bevölkerung.

Fischereisektor:  Ähnliches

läßt sich über den Fischereisektor 

sagen. Die Ausbeutung der philippi­

nischen Fischgründe durch ausländi­

sche Fangflotten wurde von der SRA 

nicht unterbunden, die Exportorientie­

rung durch konkurrierende Regie­

rungsprogramme gar verstärkt, eine 

Verbesserung der Ausstattung mit 

Produktionsmitteln und eine Verringe­

rung der Abhängigkeit der einfachen 

Fischer vom Wucher der Zwischen­
händler ist nicht in Sicht.

Der Arbeitsmarkt: Das Los 

der arbeitenden Bevölkerung hat sich 
nicht verbessert, wenngleich die SRA 

ihre Situation durch eine Durchset­

zung von Arbeitsgesetzen, eine weite­

re Sozialgesetzgebung und eine 

Streichung arbeiterfeindlicher Rege­

lungen verbessern sollte. Weiterhin 

sind die meisten Arbeitsverhältnisse 

temporäre, sozial ungesicherte, nied­
rig entlohnte Beschäftigungen. Der 

Mindestlohn wird oft nicht bezahlt 

und die Arbeitsstandards (Arbeits­
platzsicherheit, Kinderarbeit etc.) wer­

den — gerade in den freien Produkti­

onszonen — fortwährend verletzt. Die 
Gesetzgebung orientiert sich nicht an 
den Prinzipien der SRA, sondern hat 

einen wettbewerbsfähigen, d.h. billi­

gen und fügsamen Faktor Arbeit im 

Sinn. Die Arbeitslosenquote betrug 
zwar nach staatlichen Berechnungen 

1996 »bloß« 8,6 Prozent, Ibon berech­

nete jedoch für das gleiche Jahr 

durch das Ausklammern des infor­

mellen Sektors aus der Beschäfti­

gungsbilanz und die Einbeziehung 
der Unterbeschäftigung und der 

OCWs eine »Beschäftigungsknapp­
heitsquote« von 36 Prozent.

Indigene: Die Situation der indigenen 

Bevölkerung hat sich durch den Mi­

ning Act von 1995 verschlechtert, der 
ausländischen Investoren eine hun­

dertprozentige Kontrolle über ihre 

Bergbauprojekte garantiert, Projekte 

die allesamt auf indigenem Land lo­
kalisiert sind. Welche Bedeutung der 

am 29. 10. 1997 verabschiedete Indi- 
genous People«s Rights Act (IPRA) 

erhalten wird, der die Rechte der in-
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digenen Bevölkerung schützen soll, 

ihnen ein Recht auf ihr Land zu­

spricht, die Schaffung autonomer 

Regionen vorsieht und ihre kulturelle 

Souveränität anerkennt, und ob der 

IPRA im Konflikt mit dem Mining Act 

bestehen kann, muß die Zukunft zei­

gen.

Die städtischen Armen: Die 

Realisierung der zahlreichen Pro­

gramme zur Verbesserung der Situa­

tion der städtischen Armen bleibt -— 

aufgrund einer geringen finanziellen 

Ausstattung und rechtlichen Durch­

setzung — weit hinter ihren ambitio­

nierten Vorgaben zurück, die staatli­

che Wohnungspolitik bleibt weiterhin 

ober- und mittelschichtsorientiert. Die 

Aufhebung des Präsidialerlaß 772 im 

Oktober 1997, der Landbesetzung 

(.squatting) zu einem kriminellen Akt 

erklärte und damit bislang dem sozia­
len Wohnungsprogrammen entge­

genwirkte, ist höchstens ein Tropfen 

auf den heißen Stein, erleichtert den 

städtischen Armen allerdings weder 

Landbesitz noch Wohnungsbau, so­

lange die Nutzung und die Verteilung 

der knappen Ressource Land allein 
den Marktkräften überlassen und auf 

diese Weise für sie unerschwinglich 

bleibt.

Auch die zahlreichen Pro­

gramme, die den anderen benachtei­

ligten sozialen Gruppen, den Frauen, 

den Kindern, der Jugend, den Alten, 

zugute kommen sollen, haben — 

wenn überhaupt — lindernden Cha­

rakter. Das Gesicht der Armut trägt 

weiterhin weibliche Züge. Entwicklung

im eigentlichen Sinne ist auch hier 

Fehlanzeige. Der Zugang gerade zu 

höherer Bildung bleibt der Unterklas­
se weiterhin versperrt.

Die offizielle Lesart — 
ein großer Bluff

Die Ramos- Regierung be­

hauptet, 65 Prozent der Filipinos hät­

ten von ihren Sozialprogrammen 

profitiert, über 700.000 neue Stellen 

seien geschaffen und über 700.000 

Familien seien eigene Behausungen 

ermöglicht worden. 1,5 Mio. Bauern 

hätten durch die Agrarreform eigenes 

Land erhalten. Die amtlichen Stellen 

sprechen von einem Rückgang der 

Armut von 40 Prozent (1991) auf 35 

Prozent (1994) und auf voraussicht­

lich 30 Prozent mit Ende der Amtszeit 

des Präsidenten. [Quelle: Philippine 

Journal, 4. 8. 1997],

Zum einen ist aber der 

Rückgang der absoluten Armut fast 

ausschließlich ein städtisches Phä­

nomen, 68 Prozent der Landbevöl­

kerung bleiben weiterhin arm. Zu­

dem — so IBON — seien de facto 

die Lebenshaltungskosten gestie­

gen, die Reallöhne gesunken, der 

Mindestlohn bleibe weit unter dem 

tatsächlichen Existenzminimum, von 

einem Rückgang der absoluten Ar­

mut könne darum keine Rede sein 

[siehe dazu: IBON Facts & Figures, 

2/96],
Die Freedom of Debt Coaliti- 

on hält den Lebenshaltungsindex der 

Regierung — 1997 mit 11,088 Pesos 

pro Kopf und Jahr angesetzt, d.h. 

bloß 30 Pesos am Tag — schlicht für 

unseriös. Der jüngste Bericht von 
Social Watch, einer internationalen 

NGO, die die Durchführung von Re­

gierungsprogrammen überwacht, 

welche im Anschluß an den Weltso­

zialgipfel angekündigt wurden, kon­

statiert eine konstante Ungleichvertei­
lung der Vermögens- und Einkom­

mensverhältnisse. Die unhinterfragte 
Öffnung der Märkte für ausländische 

Konkurrenz drohe Millionen Produ­

zenten im Subsistenzsektor und klei­

ne und mittelständischen Unterneh­

mer im formellen Sektor zu verdrän­

gen — so der Social Watch-Bericht. 

Verglichen mit den Anreizen, die 

ausländischen Investoren geboten 

werden, müssen all die spärlichen 

sozialen Reformen unter die Räder 

geraten. »Es ist offensichtlich, daß die 

Regierungspolitik der Liberalisierung, 

Deregulierung und Privatisierung 

mehr Individuen schneller verarmen 

läßt als ihre Armutsbekämpfungs­
programme auffangen können.« 

[Quelle: The Business Daily, 12. 9. 

97]

' Worte statt Taten

Auch 1997 wurden zahlrei­

che Gesetzesentwürfe für die Armen 

von Präsident und Parlament auf den 

Weg gebracht; sie erweisen sich je­

doch als wenig weitreichend und 
weitgehend wirkungslos und können 

sich des Verdachts nicht erwehren, 

einem bloßen Populismus entsprun­

gen zu sein. Es ist zu befürchten, daß 

auf diese Weise auch die National 

Anti-Poverty Commission (NAPC), 

welche die unterschiedlichen Pro­
gramme des SRA unter einem Dach

südostqsien 1/9£



Schwerpunkt: Konsum und Lebensstil 75

SUNDAY Lifestyle
Th tu** StOiO« San Juan, ld*o>

Our Lifestyle 

wish list for 1998
Thil is Iht lime of yta, nHfn iKe

u/ntyte mi ™... ~i,h [n ihis exerctse, we hope we eclio
ir, a procuct -r btgan lau yea, 1
on a spur of ihr momeni. and ihi

'Z'r.uoV/ontT̂'r’ml'ng 0UI fCii(̂erS’ CXaSpCfat 10HS----

and aspiralions. We need to sei
.Appctnlly. na, lul hil >omt fam 
,nr cbord n-nh ,hf rraden ,

I,U fn, 'Tw*

dz£~~rä:izu£l.'2 goals for ihe rough year aliead
a-orl and ihr lifeuylr /ir/rfj wr

I and
tnah nhrrr Filipinohvingfn IW.1 eanli. thu'jimptmibk.

Filipinos dcvclop pol«■ 
I1YTIIF.I_MASI0S0NS*S JUA.N |1CJI| „munly so -e il 

Mop ycnmg ihe politi-
FOR 1‘ARKNTS like me (uns we dc*rvc;

fine hcilih and evcn finci vjlucs. • Thai SLF.X (.South
• Thai Ibey «Je»ek»p a »«inun « Kipmway) survivcxs 

nununnp hcan in ihcii hypo ' likc nie fmally pet juy 
enerpelit male bodics—«kJ inan. ihai-an c.p.csswjy 
lest H even kmp bclote Ihey hjve route lo and fiorn Metro

Michael and Brei. • Thai Uinspoet aulhonties (e.p.
• Thai Ihcy Inow Ixiw io uw LTO oflioali) and DPWH oflkiah

•wisely Ihcii paienii' honc>i hard- noi doinp tfccir jobs get a «lose of 
.-amedmoncy. tWor o»i ncplcctful act evety

maielv implemeni his v

, counuy can finally benefii frora 
_ hit knowledpe. eaperience and 

»i k>vc of Filipino am:
• Thai ihe pcople behind an 

foipery all these decades final ly 
lote theit shim.
• Thai an buyers who don't 

really Ino— a ihinp about an 
ot don't know how lo appre-
ciaie iu finally kam theit 
kiioo fiorn an (orjerv 

lülds cspcciilly 
: fot boyers of

• Thal ihe Metropolitan Mut 
and oiher cith-stcappcd cul

On Pbilippinc enterUainiTH
• That Filipino moi'ie peodu 

finally gkan the lessvi fron; 
deaih of the movie irsjusiry o

su/s lo the public, thai their pa> 

tomchow. of if not thai. low

bündeln soll, schließlich 

unter Führung eines tra­

ditionellen Politikers (Tra- 

po) zu nichts als einer 

riesigen und mächtigen 

Patronage-Behörde ver­

kommt, die bestimmte 
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fung dient.
Rhetorisch auf 

den Zug von »mensch­

licher Entwicklung« auf­

gesprungen, wird de 

facto die philippinische 

Wirtschafts- und Struk­

turpolitik vom neolibera­

len Dogma der »Magie 

des Marktes« bestimmt, 

das allein an Wirt­
schaftswachstum, Welt­
marktintegration, globaler 

Wettbewerbsfähigkeit, Ex­

portorientierung, Devisen­

erwirtschaftung und dereguliertem 

internationalen Plandel orientiert ist, 

dabei aber sozial blind bleibt und die 

Armen und Anteilslosen, gerade auf 

dem Land, weiterhin marginalisiert. 

Währenddessen wird die philippini­

sche Gesellschaft zunehmend in 

Modernisierungsgewinner und -Ver­

lierer gespalten. Der Anteil der Sozi­

alausgaben am Haushalt ist zwischen 

1994 und 1996 stetig zurückgegan­

gen. Die Kopenhagener Vorgabe, 

mindestens 20 Prozent der öffentli­

chen Ausgaben auf soziale Ausga­

ben zu verwenden, wurde auch 1997 

nicht erreicht. Die Social Reform 

Agenda erweist sich so als bloßer 

Papiertiger, der die neoliberale Wirt­

schaftsorientierung nicht einmal er­

gänzt und relativiert. Eine Verbesse­
rung der Lebenssituation der Margi- 

nalisierten bleibt — allen Lippenbe­

kenntnissen zum Trotz — weiterhin 

dem ominösen Trickle-down-Effekt 

überlassen. Die SRA erweist sich als 

bloße symbolische Politik, als Nicht- 

Politik oder Statt- Politik.

Steuerreform
Im Dezember 1997 ist der verbliebene Teil des Comprehensive Tax Reform Programm vom Parlament verab­

schiedet worden. Nach einem langen Stillstand zwischen Repräsentantenhaus und Senat über die Höhe der Steuerbe­

freiungen einigte man sich nun darauf, den steuerfreien Grundbetrag für Alleinstehende von 9 000 auf 20 000 Pesos Mo­

natseinkommen zu erhöhen, für Verheiratete von 18 000 auf 32 000 Pesos, für eine sechsköpfige Familie von 56 000 auf 

98 400 Pesos. Die Körperschaftssteuer soll von 35 Prozent auf 32 Prozent sinken, gleichzeitig jedoch sollen die steuer­

freien Ausnahmen und Steuererleichterungen reduziert werden.

Insgesamt soll das Steueraufkommen so um 7 Mrd. Pesos steigen, denn während noch 1997 infolge von Kor­

ruption, Bürokratie und schwacher Steuerfahndung kaum die Hälfte der fälligen Steuern auch tatsächlich eingetrieben 

werden konnten, ist Stärkung der Finanzbehörden geplant, um somit die Effizienz der Steuererhebung zu verbessern und 

damit das tatsächliche Steueraufkommen zu erhöhen.

Der philippinische Arbeitsmarkt umfaßt 28 Millionen Personen, davon sind allerdings bloß 9, 19 Millionen Ge­

haltsempfänger und bislang nicht mehr als 4.92 Millionen steuerpflichtig. Nach der Steuerreform sind es nur noch 3, 73 

Millionen.

Während des Gesetzgebungsprozesses bedienten sich die Parlamentarier ausgiebig einer Rhetorik für die Ar­
men . Doch: Die Armen liegen mit ihren Einkünften seit jeher unter der steuerpflichtigen Einkommensschwelle. Von höhe­

ren Steuerfreibeträgen haben alle Steuerpflichtigen Vorteile , auch die Reichen; von sinkenden Steuereinnahmen sind 

aber — gerade in Folge der IWF-Auflagen — zuerst die Sozialprogramme, von denen die Armen profitieren, betroffen. Ei­
ne Steuerreform im Interesse der Armen würde eine grundlegende Überarbeitung des Steuersystems voraussetzen; mit 

mehr Gerechtigkeit bei der Veranlagung, d.h. einer stärkeren Orientierung an der individuellen Leistungsfähigkeit in Form 
einer stärkeren Progression der Einkommenssteuer und ein Überarbeiten der großzügigen Steuer- und Zollbefreiungen 

auf Einfuhren und Ausfuhren, Gewinne und Einkommen im Rahmen der »Freien Produktionszonen«. [Quelle: SÜDOST­

ASIEN aktuell, 1/98; PDI, 1. 12.97).
Niklas Reese
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